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Medien DDR

Grundlagen

· Die Massenmedien in der DDR arbeiteten nach den Prinzipien der marxistisch-leninistischen Pressetheorie.

· Nach Lenins klassischer Formulierung ist die Presse kollektiver Propagandist, kollektiver Agitator und kollektiver Organisator.

· Propagandist: politisch-ideologische Erziehung durch Darlegung u. Erläuterung kommunistischer Überzeugungen u. Theorien

· Agitator: Unterstützung der aktuellen Politik der staatsbeherrschenden Partei

· Organisator: Presse sollte die Werktätigen zum Aufbau des Sozialismus mobilisieren u. zu bereitwilliger Planerfüllung bewegen. 

· weitere Grundprinzipien des sozialistischen Journalismus: Parteilichkeit, Wissenschaftlichkeit u. Volksverbundenheit

· grundlegendes Dilemma: Widerstreit zw. ideologischer Ausrichtung u. Lenkungsabsicht einerseits sowie Publikumsbedürfnissen u. Breitenwirkung andererseits

· fortwährende Kritik an zu geringer Massenwirksamkeit

· Pressegesetz gab es in der DDR nicht

· Artikel 9 und 6 der Verfassung von 1949

· 1968 neue Verfassung der DDR ( Artikel 27

· Pressefreiheit wurde in der DDR nicht als „Menschenrecht“, sondern nur als „Bürgerrecht“ proklamiert

· in der alten Verfassung Zensurverbot ( in der neuen nicht mehr

· keine Garantie der Informationsfreiheit

· Grenzen der Pressefreiheit: nicht „allgemeine Gesetze“, sondern die „Grundsätze der Verfassung“

· Verstöße gegen diese Grundsätze galten als „konterrevolutionär“ u. waren nicht durch Meinungs- u. Pressefreiheit gedeckt

· + einschlägige Bestimmungen des politischen Strafrechts (( Einschränkung der Pressefreiheit)

· oberste Lenkungsinstanz: Abteilungen für Agitation u. Propaganda der SED

· jeden Donnerstag Argumentationsanweisungen an die Chefredakteure („Donnerstag-Argus“)

· Praktisch ausgeübt wurde die Pressekontrolle vor allem durch das mit Weisungsrecht ausgestattete Presseamt beim Vorsitzenden des Ministerrats der DDR. ( weitreichende Befugnisse und Einflussmöglichkeiten
· spezifische Lenkungsinstanzen für Rundfunk, Fernsehen und Film

· Monopol der staatlich organisierten Nachrichtenagentur ADN (Allgemeiner Deutscher Nachrichtendienst)

· weiteres Mittel der Kontrolle: staatlich geordneter Zugang zum Journalistenberuf ( Sektion für Journalistik an der Karl-Marx-Universität Leipzig

· indirekte Kontrolle der Medien durch Stasi-Mitarbeiter
Presse

· Pressepolitik der sowjetischen Besatzungsmacht ( Lizenzierungspraxis: Lizenzen nur an Parteien u. Massenorganisationen (Bevorzugung von KPD bzw. SED)
· Ohne Lizenz durfte keine Zeitung od. Zeitschrift in der DDR herausgegeben werden (Verordnung von 1962).

· Lizenzierung oblag dem Presseamt beim Vorsitzenden des Ministerrats

· 39 Tageszeitungen, i.d.R. fünfmal in der Woche mit durchschnittlich 6-8 Seiten

· SED besaß 15 Zeitungen mit 218 Lokalausgaben

· Christlich Demokratische Union (CDU) ( 6 Zeitungen

· Liberal-Demokratische Partei Deutschlands (LDPD) ( 5 Zeitungen

· National-Demokratische Partei Deutschlands (NDPD) ( 6 Zeitungen

· Demokratische Bauernpartei Deutschlands (DBD) ( 1 Zeitung

· Freie Deutsche Jugend (FDJ) ( „Junge Welt“ (höchste Auflage aller Tageszeitungen in der DDR)

· Freier Deutscher Gewerkschaftsbund (FDGB) ( „Tribüne“
· Deutscher Turn- und Sportbund (DTSB) ( „Deutsches Sportecho“
· sorbische Zeitung („Nova Doba“)

· „BZ am Abend“ ( einzige Boulevardzeitung der DDR

· Gesamtauflage der Tagespresse: 9,7 Millionen (1989) (davon SED-Zeitungen 6 Millionen)

· als Organe der SED-Parteileitung erschienen außerdem 662 Betriebszeitungen (über 2 Millionen Stück)
· Verlage, Setzerei- und Druckereibetriebe ( organisationseigene Betriebe (VOB) oder volkseigene Betriebe (VEB)

· Zentrale Druckerei-, Einkaufs- u. Revisionsgesellschaft (Zentrag) erbrachte 90% der Druckkapazität
· Deutsche Werbe- u. Anzeigengesellschaft (Dewag) ( Monopol für Wirtschaftswerbung

· gesamter Vertrieb ( Deutsche Post

· auch Zeitschriften unterlagen zentraler staatlicher Planung

· populärste Wochenblätter: Programm-Illustrierte „FF – dabei“, Familienzeitschrift „Wochenpost“, Frauenzeitschrift „Für Dich“, Modezeitschrift „Pramo“, „Neue Berliner Illustrierte“, „Magazin“, satirische Zeitschrift „Eulenspiegel“

· politisch richtunggebend: „Einheit“, „Neuer Weg“, „Was und Wie“

· einflussreiche kulturpolitische Wochenblätter: „Sonntag“, „Forum“

Rundfunk

· Wiederaufbau des Rundfunks durch die Sowjetische Militäradministration (SMAD)
· 13. Mai 1945: erste Sendung aus Berlin

· September 1945 bis Januar 1946: Entstehung von Sendern in Leipzig, Dresden, Schwerin, Erfurt, Potsdam, Halle und Weimar

· August 1946: erste Reorganisation des Rundfunks
· 1. September 1952: Staatliches Rundfunkkomitee (( Zentralisierung)

· mehrfache Umorganisation des Rundfunks in der DDR

· 1955: Aufgliederung ( Berliner Rundfunk, Radio DDR, Deutschlandsender, Radio Berlin International

· Propagandasender: Freiheitssender 904 (ab 1956) und Soldatensender 935 (seit 1960) ( Einstellung 1971 bzw. 1972

· 1. Dez. 1987: Struktur- und Programmreform ( neuer Sender „Jugendradio DT 64“, Radio DDR I + II, Berliner Rundfunk, Stimme der DDR (Nachfolgerin des Deutschlandsenders), Radio DDR International
· 1950: Beginn des Aufbaus eines eigenen Fernsehsystems

· Als erste Sendung wurde am 21. Dez. 1952 die Nachrichtensendung „Aktuelle Kamera“ ausgestrahlt.

· 1956: Eröffnung des offiziellen Programms des Deutschen Fernsehfunks

· 1968: Staatliches Komitee für Fernsehen

· Okt. 1969: Einführung eines zweiten Fernsehprogramms und erstmals Farbfernsehen (SECAM-System statt PAL-System)

· Im Jahr 1972 wurde der „Deutsche Fernsehfunk“ in „Fernsehen der DDR“ umbenannt.

· Post war für Übertragungstechnik und für Studiotechnik verantwortlich

· die zwei Fernsehprogramme wurden zum größten Teil in den Studios von Berlin-Adlershof produziert

· Kritik von Erich Honecker auf dem Parteitag der SED 1971 am langweiligen Fernsehprogramm
· 1953: 600 Besitzer von Fernsehern, 1955: 13.600, 1960: über eine Million, 1988: 6,2 Millionen (95% der Haushalte)

· Hörfunk ( 1989: 6,78 Millionen (99% der Haushalte)

· Der Rundfunk finanzierte sich in der DDR primär aus Gebühren (seit 1969 10 Mark für Hörfunk und Fernsehen). + Subventionen + Werbeeinnahmen

· Problem: westdeutsches Programm konnte fast überall empfangen werden (80% hatten Zugang zu ARD u. ZDF)

· Empfang westlicher Sender wurde anfangs bekämpft: Demontage von Antennen, Störsender

· Wende Anfang der 1970er Jahre

· Entwicklung neuer Verbreitungstechniken: Großgemeinschaftsantennenanlagen (seit Anfang der 70er Jahre)

Nachrichtenwesen

· 1945: Sowjetisches Nachrichtenbüro (SNB) ( Auflösung 1950
· 5. Okt. 1946: ADN wird lizenziert (Allgemeiner Deutscher Nachrichtendienst), zunächst GmbH

· 1953: Umwandlung von ADN in eine staatliche Institution, Instrument amtlicher Nachrichtenpolitik

· ADN = zentrale Nachrichtenagentur der DDR, Monopolstellung

· auch ADN war dem Presseamt beim Vorsitzenden des Ministerrats der DDR unterstellt

· Zentrale in Berlin + 14 Bezirksredaktionen in der DDR, 47 Auslandsbüros (1987), Korrespondenten in 87 Ländern

· abgesehen vom SED-Zentralorgan „Neues Deutschland“ durften andere Zeitungen keine eigenen Auslandskorrespondenten unterhalten, der Rundfunk schon

· Ende der 40er Jahre: Volkskorrespondentenbewegung (( zusätzliche inländische Informationsquelle)
· Gesamtzahl der Volkskorrespondenten auf 20.000 geschätzt

Film

· Mai 1946: Lizenzierung der Deutschen Film AG (DEFA) (als erste dt. Produktionsgesellschaft)
· Herbst 1946: erster DEFA-Spielfilm (und erster deutscher Nachkriegsfilm überhaupt) ( „Die Mörder sind unter uns“ (Wolfgang Staudte)

· bis 1950 sowjetische Aktiengesellschaft, dann ganz in dt. Hände übergeben
· 1952 dem Staatlichen Komitee für Filmwesen unterstellt
· 1953 in Volkseigenen Betrieb (VEB) umgewandelt

· 1954: Aufgaben des Staatlichen Komitees für Filmwesen gingen auf die Hauptverwaltung Film des Ministeriums für Kultur der DDR über

· beratende Funktion übernahm seit 1973 ein Komitee für Filmkunst

· in den 1950er Jahren war der „sozialistische Realismus“ beherrschend
· seit den 1960er Jahren wurde die thematische u. stilistische Vielfalt größer

· bekannte Regisseure: Heiner Carow, Slatan Dudow, Egon Günther u. Konrad Wolf

· in den Studios der DEFA wurden jährlich etwa 15 bis 20 Spielfilme für das Kino und etwa doppelt so viele für das Fernsehen produziert + größere Anzahl von Dokumentar- u. Trickfilmen

· hohe staatliche Subventionen

· alle in der DDR gezeigten Filme wurden über den „Progress Film-Vertrieb“ (seit 1955 ebenfalls VEB) an 15 Bezirksfilmdirektionen verliehen.
· Filmexport über „DEFA Außenhandel“

· 2/3 aller Kinofilme aus sozialistischen Ländern, 1/3 aus westlichen Ländern
· Kinos im Besitz von Gemeinden od. gesellschaftlichen Organisationen

· 1980er Jahre: Verfall vieler Kinos ( weniger als 1/3 der über 800 Kinos in zumutbarem Zustand

· Fernsehen als Konkurrenz zum Kino ( weniger Kinos, weniger Sitzplätze, weniger Vorstellungen, weniger Besucher

· DDR-Bürger gingen häufiger ins Kino als Bürger der Bundesrepublik (1989: 3,6 jährliche Kinobesuche im Gegensatz zu 1,7)

Von der Wende zur deutschen Einheit

· DDR sperrte sich gegen die von der Sowjetunion unter den Schlagworten „Perestroika“ und „Glasnost“ betrieben Politik der wirtschaftlichen u. gesellschaftlichen Umgestaltung, die eine Öffnung zur Transparenz der öffentlichen Kommunikation einschloss
· Zuspitzung der politischen Verhältnisse fand in den DDR-Medien lange keinen Niederschlag

· staatliche Kontrolle u. Lenkungsapparat funktionierten

· Massendemonstrationen (1989): auch Forderung nach Freiheit der Medien u. einer neuen Medienpolitik

· 5.2.1990: „Beschluss über die Gewährleistung der Meinungs-, Informations- u. Medienfreiheit“ ( Zensurverbot, Freiheitsrechte (u.a. Gegendarstellungsrecht, Auskunftspflicht staatlicher Behörden, Zeugnisverweigerungsrecht)
· Medienkontrollrat ( sollte Einhaltung des Medienbeschlusses überwachen

· zur ursprünglich vorgesehenen Ausarbeitung eines Mediengesetzes kam es nicht mehr

· Rücktritt Erich Honeckers ( Presseorgane begannen sich von ihren Bindungen an Parteien und Organisationen zu lösen

· Ablösung der bisherigen Chefredakteure ( Auswirkungen auf den Inhalt der Zeitungen

· seit Jahresbeginn 1990: Neugründungen im Pressewesen

· westdt. Verlage drängen auf den ostdt. Pressemarkt (Problem: unzureichende Vertriebsmöglichkeiten)

· Interessen westdt. Großverlage am Aufbau eines Vertriebssystems

· Gegenmaßnahme: „Pressevertriebsverordnung“ (Mai 1990)

· heute: Mischsystem (anders als in den alten Bundesländern) ( teils verlagsunabhängiger, teils verlagsabhängiger Vertrieb

· 26.1.1990: Erlaubnis zur Einfuhr westdt. Zeitungen u. Zeitschriften in die DDR

· Kooperation zw. westdt. und ostdt. Zeitungen ( folgenreicher Einstieg westdt. Verlagsunternehmen

· nur mäßiger Erfolg von westdt. Zeitungen/Zeitschriften in der DDR (Ausnahme: „Bild“) ( Gründe: hoher Preis, „zu dick“
· DDR-eigene Zeitschriften wurden eingestellt, fusionierten mit westdt. Blättern od. wurden von westdt. Verlagen übernommen

· noch vor der dt. Einheit: Beginn eines Schrumpfungs- und Konzentrationsprozesses

· Auflagenverluste ( Einstellungen, Fusionen

· insbesondere die Neugründungen waren chancenlos

Rundfunk

· seit Okt. 1989 grundlegende Veränderungen (von innen u. von außen)
· Rechtsgrundlage für geplante Umstrukturierung: „Rundfunküberleitungsgesetz“ (Juni 1990) ( trat zu spät (26.9.1990) in Kraft

· Umstrukturierung durch Föderalisierung u. Regionalisierung
· Finanzprobleme ( Einführung von Werbung

· keine Etablierung privater Radiosender in der DDR vor dem 3. Okt. 1990 (aber Gründungsversuche)

Fernsehen

· zukünftige Organisation blieb lange unklar

· Programmänderungen

· Regionalisierung u. Angleichung an die bundesdeutschen Verhältnisse

· der Deutsche Fernsehfunk (DFF) überlebte den Beitritt der DDR zur Bundesrepublik

· Finanzierungsprobleme ( Einführung von Werbung (vgl. Hörfunk)

· weiteres Problem: enorme personelle Überbesetzung ( Kündigungen bzw. Entlassungen

· Der am 31.8.1990 unterzeichnete Einigungsvertrag bestimmte in § 36, dass der Rundfunk der DDR u. der Deutsche Fernsehfunk als gemeinschaftliche, staatsunabhängige Einrichtung der neuen Bundesländer bis zum 31.12.1991 weitergeführt würden. ( Zeitraum gesetzt

Nachrichtenagentur ADN

· Vertrag zw. ADN u. dpa zur wechselseitigen Rechtevermarktung u. gleichzeitig Konkurrenzkampf
· Fusionsangebot von dpa ( trotz wirtschaftlichen Schwierigkeiten von ADN abgelehnt

Film

· tief greifende Auswirkungen auf Film- und Kinowesen

· Zuschauer blieben weg

· 0,8 jährliche Kinobesuche pro Einwohner (halb so viel wie in der alten Bundesrepublik)

· fast jedes zweite Kino musste schließen

· Gründe: schlechter Zustand der Kinos, verändertes Freizeitverhalten (Fernsehen!), hohe Preise

· Treuhandanstalt war auch für den Verkauf der volkseigenen Kinos zuständig

· Auch die Privatisierung der DEFA gehörte zu den Aufgaben der Treuhand.

Nach der Transformation

· Angleichung des ostdt. Mediensystems an das der Bundesrepublik + gebliebene Relikte u. Traditionen + eigene neue Entwicklungen
· auffälligste Erscheinung: erhalten gebliebene beherrschende Stellung der ehemaligen SED-Bezirkszeitungen

· Konzentrationsgrad höher als im Westen

· drastische Auflageneinbußen

· beträchtliche personelle Kontinuität im Journalismus

· Zeitungen in Ost und West sind sich inzwischen sehr ähnlich (gilt für Ressortgliederung, journalistische Darstellungsformen und Themenprofil)

· Ostzeitungen sind weniger meinungsfreudig, kommentierte Anlässe sind andere; mehr Verlautbarungsjournalismus. Weniger Transparenz der örtlichen Berichterstattung.

· im Rundfunk erlebten die privaten Anbieter starken Zuspruch

· (Zusammenlegung von ORB und SFB angekündigt)

· Erfolg des MDR, weil Bereitwilligkeit, sich als Regionalsender zu verstehen

· Übergewicht westdt. Inhalte in den Hauptfernsehprogrammen 
· „Kommunikationsbarriere“: Westdeutsche sprechen im Fernsehen fast nie über Ostdeutsche und mit Ostdeutschen, ebenso sprechen Ostdeutsche kaum über Westdeutsche und mit Westdeutschen. 

